
1Einhefter für Nordrhein-Westfalen im Psychotherapeutenjournal 3/2008 vom 19. September 2008

Psychotherapeutenkammer NRW

Inhalt

Berufsordnung der PTK NRW .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   2

Änderung der Weiterbildungsordnung der PTK NRW.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .                                                    7

3. Satzungsänderung des Versorgungswerkes der PTK NRW  .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   8

Neue Berufsordnung verabschiedet
Die Kammerversammlung hat am 25. April 2008 eine Neufassung der Berufsordnung verabschiedet, die am 09. Juni 2008 durch das Ministerium ge-
nehmigt wurde. Sie trat mit Veröffentlichung im Ministerialblatt zum 5. August 2008 in Kraft.

Mit der Neufassung wurde die nordrhein-westfälische Berufsordnung an die Musterberufsordnung angepasst, wodurch ein weiterer Schritt zur bundes-
weiten Harmonisierung des Berufsrechts der Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten gemacht werden 
konnte. Große Änderungen inhaltlicher Art ergeben sich durch die Neufassung allerdings nicht. Rein äußerlich hat sich vor allem die Nummerierung der 
einzelnen Paragrafen und zum Teil die Reihenfolge der Vorschriften geändert.

In einigen Punkten hat der Ausschuss Satzung und Berufsordnung, in seiner Vorlage an die Kammerversammlung, für die Beibehaltung NRW-spezifischer 
Regelungen plädiert. Nach ausführlicher Diskussion sprach sich auch die Kammerversammlung deshalb dafür aus, bei einigen Vorschriften weiterhin von 
der Musterberufsordnung abzuweichen.

So bleibt es eingangs bei der Präambel, die sich die 10. Kammerversammlung am 24. April 2004 bei der Verabschiedung der (ersten) Berufsordnung 
gegeben hatte.

Bei Psychotherapien, die systematisch über elektronische Kommunikationsmedien erfolgen, wurde ein weniger einschränkender Ansatz als in der 
Musterberufsordnung gewählt: Ohne eine solche Tätigkeit auf „begründete Ausnahmefälle“ zu begrenzen, verlangt die Kammer lediglich die besondere 
Beachtung der Sorgfaltspflichten und der übrigen Bestimmungen der Berufsordnung (§ 5 Abs. 5 BO).

Nach kontroverser Diskussion entschied sich die Kammerversammlung dagegen, die Verpflichtung zur Abstinenz nach Beendigung der Psychotherapie 
auf eine bestimmte Frist festzuschreiben. In der Musterberufsordnung ist festgelegt: „Bevor private Kontakte aufgenommen werden, ist mindestens ein 
zeitlicher Abstand von einem Jahr einzuhalten.“ In der nordrhein-westfälischen Berufsordnung bleibt es dabei, dass das Abstinenzgebot solange gilt, wie 
noch eine Behandlungsnotwendigkeit oder eine Abhängigkeitsbeziehung der Patienten zum Psychotherapeuten gegeben ist (§ 6 Abs. 7 BO). Dieser 
Zeitraum wird von Fall zu Fall variieren. Der Schutz der Patienten erlaubt keine allgemeinen Fristen oder zeitliche Festlegungen, so die Begründung der 
Kammerversammlung.

Eine geringe Abweichung zur Musterberufsordnung gibt es des Weiteren bei den Regelungen zum Umgang mit minderjährigen Patienten (§ 12 Abs. 2 
BO). Zusätzlich zur Musterberufsordnung findet sich in der nordrhein-westfälischen Berufsordnung noch der Hinweis, dass bei Konflikten zwischen dem 
Sorgeberechtigten und dem Patienten der Psychotherapeut verpflichtet ist, insbesondere auf das Wohl des Patienten zu achten.

In § 18 geht die nordrhein-westfälische Berufsordnung bei ihren Regelungen zur Delegation über die Formulierungen in der Musterberufsordnung 
hinaus. Sie erlaubt die Delegation von diagnostischen Teilaufgaben sowie die Delegation von standardisierten psychotherapeutischen Teilaufgaben und 
behandlungsergänzenden Maßnahmen, sofern die Indikation im Rahmen eines psychotherapeutischen Gesamtbehandlungsplans vorliegt. Wie bei der 
Musterberufsordnung auch, ist es jedoch eine grundlegende Voraussetzung für die Delegation, dass die Handelnden über eine dafür geeignete Qualifi-
kation verfügen und die Patienten wirksam eingewilligt haben.

Änderungen zur „alten“ Berufsordnung ergaben sich schließlich noch durch die Regelungen des Vertragsarztrechtsänderungsgesetzes. Sozialrechtlich 
wurde der Begriff der Gemeinschaftspraxis durch den Begriff der Berufsausübungsgemeinschaft ersetzt und der Betrieb einer Zweigpraxis erlaubt. 
Außerdem erfolgte eine Liberalisierung der Anstellungsmöglichkeiten in der niedergelassenen Praxis. Eher redaktionelle Änderungen bzw. Anpassungen 
erfolgten deshalb sowohl durch den Deutschen Psychotherapeutentag im November 2007 als auch durch die Kammerversammlung am 25. April 2008 
in den §§ 7 Abs. 4, 20 Abs. 2, 5 und 6 sowie in der Überschrift zu § 21.
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Berufsordnung der Kammer für Psychologische Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten Nordrhein-Westfalen 

(Psychotherapeutenkammer NRW)

vom 25.04.2008

grundlagen im Hinblick auf ihre Bedeutung für 
die psychische Gesundheit der Menschen.

(3) Der Beruf der Psychotherapeutin und des 
Psychotherapeuten ist seiner Natur nach ein 
freier Beruf und kein Gewerbe.

§ 2 Berufsbezeichnungen

(1) Zulässige Berufsbezeichnungen sind nach 
§ 1 Absatz 1 PsychThG

•	 „Psychologische Psychotherapeutin“ oder 
„Psychologischer Psychotherapeut“,

•	 „Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
tin“ oder „Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeut“,

•	 „Psychotherapeutin“ oder „Psychothera-
peut“.

Die genannten Berufsbezeichnungen sind ge-
setzlich geschützt.

(2) Als zusätzliche Bezeichnung kann der Be-
rufsbezeichnung das Psychotherapieverfah-
ren beigefügt werden, das Gegenstand der 
vertieften Ausbildung und der Prüfung nach 
der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Psychologische Psychotherapeuten oder der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten oder 
gemäß § 12 PsychThG zur Approbation führte.

(3) Qualifikationen und Tätigkeitsschwerpunkte 
dürfen angegeben werden, sofern dies in an-
gemessener Form erfolgt und nicht irreführend 
ist. Die Voraussetzungen für derartige Angaben 
sind gegenüber der Kammer auf Verlangen 
nachzuweisen. Die Angabe eines Tätigkeits-
schwerpunkts setzt eine nachhaltige Tätigkeit in 
diesem Bereich voraus und muss mit dem Zu-
satz ‚Tätigkeitsschwerpunkt‘ erfolgen. Es dürfen 
nur bis zu drei Tätigkeitsschwerpunkte angege-
ben werden.

(4) Sonstige Regelungen zur Führung von Zu-
satzbezeichnungen bleiben einer gesonderten 
satzungsrechtlichen Regelung der Psychothera-
peutenkammer NRW vorbehalten.

§ 3 Allgemeine Berufspflichten

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten sind verpflichtet, ihren Beruf gewissenhaft 
auszuüben und dem ihnen entgegengebrach-
ten Vertrauen zu entsprechen.

(2) Bei der Berufsausübung sind die internatio-
nal anerkannten ethischen Prinzipien zu beach-
ten, insbesondere

• 	 die Autonomie der Patientinnen und Patien-
ten zu respektieren,

• 	 Schaden zu vermeiden,
• 	 Nutzen zu mehren und
• 	 Gerechtigkeit anzustreben.

(3) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten haben die Würde ihrer Patientinnen und 

Patienten zu achten, unabhängig insbesondere 
von Geschlecht, Alter, sexueller Orientierung, so-
zialer Stellung, Nationalität, ethnischer Herkunft, 
Religion oder politischer Überzeugung.

(4) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten dürfen keine Grundsätze und keine Vor-
schriften oder Anweisungen befolgen, die mit 
ihrer Aufgabe unvereinbar sind und deren Befol-
gung einen Verstoß gegen diese Berufsordnung 
beinhalten würde.

(5) Fachliche Weisungen dürfen sie nur von Per-
sonen entgegennehmen, die über die entspre-
chende fachliche Qualifikation verfügen.

(6) Psychotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten sind verpflichtet, die professionelle 
Qualität ihres Handelns unter Einbeziehung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse zu sichern und 
weiterzuentwickeln.

(7) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten haben bei ihrem öffentlichen Auftreten alles 
zu unterlassen, was dem Ansehen des Berufs-
standes schadet. Fachliche Äußerungen müs-
sen sachlich informierend und wissenschaftlich 
fundiert sein. Insbesondere sind irreführende 
Heilungsversprechen und unlautere Vergleiche 
untersagt.

Regeln der Berufsausübung

§ 4 Allgemeine Obliegenheiten

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten sind verpflichtet, sich über die für die Berufs-
ausübung geltenden Vorschriften unterrichtet zu 
halten, diese zu beachten und darauf gegründe-
te Anordnungen und Richtlinien zu befolgen.

(2) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten sind verpflichtet, sich hinreichend gegen 
Haftpflichtansprüche im Rahmen ihrer berufli-
chen Tätigkeit abzusichern.

§ 5 Sorgfaltspflichten

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten behandeln persönlich und eigenverantwort-
lich. Sie dürfen weder das Vertrauen, die Unwis-
senheit, die Leichtgläubigkeit, die Hilflosigkeit 
oder eine wirtschaftliche Notlage der Patien-
tinnen und Patienten ausnutzen, noch unange-
messene Versprechungen oder Entmutigungen 
in Bezug auf den Heilungserfolg machen.

(2) Vor Beginn einer psychotherapeutischen 
Behandlung hat in der Regel eine diagnostische 
Abklärung unter Einbeziehung anamnestischer 
Erhebungen zu erfolgen. Dabei sind erforderli-
chenfalls Befundberichte Dritter zu berücksich-
tigen. Indikationsstellung und Erstellung eines 
Gesamtbehandlungsplans haben unter Berück-
sichtigung der mit den Patientinnen und Patien-
ten erarbeiteten Behandlungsziele zu erfolgen.

(3) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten dürfen keine Behandlung durchführen und 

Berufsordnung der PTK NRW

Präambel

Diese Berufsordnung regelt auf der Grundlage 
des Heilberufsgesetzes in der Fassung vom 9. 
Mai 2000 (GV. NRW. S. 403), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 20. November 2007 
(GV. NRW. S. 572), die Berufsausübung der 
Psychologischen Psychotherapeutin und des 
Psychologischen Psychotherapeuten sowie der 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin 
und des Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten (Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten) im Land Nordrhein-Westfalen. Sie 
informiert über die Besonderheiten psychothe-
rapeutischer Berufsausübung in den verschie-
denen Tätigkeitsfeldern und institutionellen 
Zusammenhängen, in denen psychologische 
Heilkunde zur Anwendung kommt.

Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten handeln auf der Grundlage der ethischen 
Grundsätze, wie sie sich aus den allgemeinen 
Menschenrechten gemäß der Charta der Ver-
einten Nationen ergeben.

Die in der Berufsordnung enthaltenen Regelun-
gen fördern die kritische Auseinandersetzung 
von Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten mit der eigenen ethischen Haltung. Ins-
besondere dient die Berufsordnung dazu,

•	 das Vertrauen zwischen Patientinnen oder 
Patienten und Psychotherapeutinnen oder 
Psychotherapeuten zu fördern,

•	 die Qualität der psychotherapeutischen Tä-
tigkeit im Interesse der Gesundheit der Be-
völkerung sicher zu stellen,

•	 die Freiheit und das Ansehen des Berufs der 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten in der Öffentlichkeit zu wahren und zu 
befördern.

Grundsätze

§ 1 Berufsaufgaben

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten üben die Heilkunde unter Berücksichtigung 
der aktuellen wissenschaftlichen Standards aus 
mit dem Ziel, Krankheiten vorzubeugen und zu 
heilen, Gesundheit zu fördern und zu erhalten 
sowie Leiden zu lindern.

(2) Sie betätigen sich insbesondere in der kura-
tiven und palliativen Versorgung, in der Präven-
tion und Rehabilitation, in der Aus-, Fort- und 
Weiterbildung, in Forschung und Lehre, im 
öffentlichen Gesundheitsdienst, in der Kinder- 
und Jugendhilfe und in anderen Feldern des So-
zialwesens, in der Beratung, in der Leitung und 
im Management von Gesundheits- und Versor-
gungseinrichtungen sowie deren wissenschaft-
licher Evaluation, in der wissenschaftlichen 
Weiterentwicklung der Konzepte, Verfahren 
und Methoden der Psychotherapie. Sie beteili-
gen sich darüber hinaus an der Erhaltung und 
Weiterentwicklung der soziokulturellen Lebens-
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sind verpflichtet, eine begonnene Behandlung 
zu beenden, wenn sie feststellen, dass das not-
wendige Vertrauensverhältnis zwischen Patient 
oder Patientin und Behandler oder Behandlerin 
nicht herstellbar ist, sie für die konkrete Aufga-
be nicht befähigt oder hierfür nicht ausgebildet 
sind.

Eine kontraindizierte Behandlung ist selbst bei 
ausdrücklichem Wunsch einer Patientin oder 
eines Patienten abzulehnen. Wird eine Behand-
lung bei fortbestehender Indikation beendet, 
ist der Psychotherapeut oder die Psychothera-
peutin verpflichtet, der Patientin oder dem Pa-
tienten ein Angebot zu machen, sie oder ihn 
bei der Suche nach Behandlungsalternativen zu 
unterstützen.

(4) Erkennen Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten, dass ihre Behandlung keinen 
Erfolg mehr erwarten lässt, so sind sie gehalten, 
sie zu beenden. Sie haben dies der Patientin 
oder dem Patienten zu erläutern und das weite-
re Vorgehen mit ihr oder ihm zu erörtern.

(5) Psychotherapien, die systematisch über 
elektronische Kommunikationsmedien erfol-
gen, bedürfen einer besonderen Beachtung der 
Sorgfaltspflichten und der übrigen Bestimmun-
gen der Berufsordnung.

(6) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten haben Kolleginnen und Kollegen, Ärztin-
nen und Ärzte oder Angehörige anderer Heil- 
und Gesundheitsberufe in Absprache mit dem 
Patienten oder der Patientin hinzuzuziehen, 
wenn weitere Informationen oder Fähigkeiten 
erforderlich sind.

(7) Die Überweisung bzw. Zuweisung von Pati-
entinnen und Patienten muss sich an den fach-
lichen Notwendigkeiten orientieren. Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten dürfen 
sich für die Zuweisung bzw. Überweisung von 
Patientinnen und Patienten weder Entgelt noch 
sonstige Vorteile versprechen lassen noch selbst 
versprechen, annehmen oder leisten.

(8) Die Übernahme einer zeitlich parallelen oder 
nachfolgenden Behandlung von Ehegattinnen 
oder Ehegatten, Partnern, Familienmitgliedern 
oder von in engen privaten und beruflichen Be-
ziehungen zu einer Patientin oder einem Pati-
enten stehenden Personen ist mit besonderer 
Sorgfalt zu prüfen.

§ 6 Abstinenz

(1) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten haben die Pflicht, ihre Beziehungen zu 
Patientinnen und Patienten und deren Bezugs-
personen professionell zu gestalten und dabei 
jederzeit die besondere Verantwortung gegen-
über ihren Patientinnen und Patienten zu be-
rücksichtigen.

(2) Sie dürfen die Vertrauensbeziehung von Pa-
tientinnen und Patienten nicht zur Befriedigung 
eigener Interessen und Bedürfnisse missbrau-
chen.

(3) Die Tätigkeit von Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten wird ausschließlich durch 
das vereinbarte Honorar abgegolten. Die An-
nahme von entgeltlichen oder unentgeltlichen 
Dienstleistungen im Sinne einer Vorteilnahme 
ist unzulässig. Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten dürfen nicht direkt oder indirekt 
Nutznießer von Geschenken, Zuwendungen, 
Erbschaften oder Vermächtnissen werden, es 
sei denn, der Wert ist geringfügig.

(4) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten sollen außertherapeutische Kontakte 
zu Patientinnen und Patienten auf das Nötige 
beschränken und so gestalten, dass eine the-
rapeutische Beziehung möglichst wenig beein-
trächtigt wird.

(5) Jeglicher sexuelle Kontakt von Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten zu ihren 
Patientinnen und Patienten ist unzulässig.

(6) Die abstinente Haltung erstreckt sich auch 
auf die Personen, die einer Patientin oder einem 
Patienten nahe stehen, bei Kindern und Jugend-
lichen insbesondere auf deren Eltern und Sor-
geberechtigte.

(7) Das Abstinenzgebot gilt auch für die Zeit 
nach Beendigung der Psychotherapie, solange 
noch eine Behandlungsnotwendigkeit oder eine 
Abhängigkeitsbeziehung der Patientinnen und 
Patienten zur Psychotherapeutin oder zum Psy-
chotherapeuten gegeben ist. Die Verantwortung 
für ein berufsethisch einwandfreies Vorgehen 
trägt allein die behandelnde Psychotherapeutin 
oder der behandelnde Psychotherapeut.

§ 7 Aufklärungspflicht

(1) Jede psychotherapeutische Behandlung be-
darf der Einwilligung und setzt eine Aufklärung 
voraus. Anders lautende gesetzliche Bestim-
mungen bleiben davon unberührt.

(2) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten unterliegen einer Aufklärungspflicht gegen-
über Patientinnen und Patienten über Indikation, 
Art der Behandlung, Therapieplan, gegebenen-
falls Behandlungsalternativen und mögliche Be-
handlungsrisiken. Die Aufklärungspflicht umfasst 
weiterhin die Klärung der Rahmenbedingungen 
der Behandlung, z. B. Honorarregelungen, Sit-
zungsdauer und Sitzungsfrequenz und die vor-
aussichtliche Gesamtdauer der Behandlung.

(3) Die Aufklärung hat vor Beginn einer Be-
handlung in einer auf die Befindlichkeit und 
Aufnahmefähigkeit der Patientin oder des Pati-
enten abgestimmten Form zu erfolgen. Treten 
Änderungen im Behandlungsverlauf auf oder 
sind erhebliche Änderungen des Vorgehens er-
forderlich, ist die Patientin oder der Patient auch 
während der Behandlung darüber aufzuklären.

(4) In Institutionen, in Berufsausübungsgemein-
schaften, Kooperationsgemeinschaften und 
sonstigen Organisationen arbeitende Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten haben 
darüber hinaus ihre Patientinnen und Patienten 
in angemessener Form über Untersuchungs- 
und Behandlungsmethoden, über den Ablauf 
der Behandlung, über besondere Rahmenbe-
dingungen sowie über die Zuständigkeitsbe-
reiche weiterer, an der Behandlung beteiligter 
Personen zu informieren.

§ 8 Schweigepflicht

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten sind zur Verschwiegenheit über Behand-
lungsverhältnisse verpflichtet und über das, was 
ihnen im Zusammenhang mit ihrer beruflichen 
Tätigkeit durch und über Patientinnen und Pati-
enten und Dritte anvertraut und bekannt gewor-
den ist. Dies gilt auch über den Tod der betref-
fenden Personen hinaus.

(2) Soweit Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten zur Offenbarung nicht gesetzlich 
verpflichtet sind, sind sie dazu nur befugt, wenn 
eine wirksame Entbindung von der Schweige-

pflicht vorliegt oder die Offenbarung zum Schut-
ze eines höherwertigen Rechtsgutes erforder-
lich ist. Dabei haben sie über die Weitergabe 
von Informationen unter Berücksichtigung der 
Folgen für die Patientinnen und Patienten und 
deren Therapie zu entscheiden.

(3) Ist die Schweigepflicht aufgrund einer ge-
setzlichen Vorschrift eingeschränkt, so ist die 
betroffene Person darüber zu unterrichten.

(4) Gefährdet eine Patientin oder ein Patient 
sich selbst oder andere oder wird sie oder er 
gefährdet, so haben Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten zwischen Schweigepflicht, 
Schutz der Patientin oder des Patienten, Schutz 
einer oder eines Dritten bzw. dem Allgemein-
wohl abzuwägen und gegebenenfalls Maßnah-
men zum Schutz der Patientin oder des Patien-
ten oder Dritter zu ergreifen.

(5) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die 
Personen, die zur Vorbereitung auf den Beruf an 
einer psychotherapeutischen Tätigkeit teilneh-
men, sind über die gesetzliche Verpflichtung zur 
Verschwiegenheit zu belehren. Dies ist schrift-
lich festzuhalten.

(6) Im Rahmen kollegialer Beratung, Intervisi-
on, Supervision oder zum Zwecke der wissen-
schaftlichen Forschung und Lehre dürfen Infor-
mationen über Patientinnen und Patienten und 
Dritte nur in anonymisierter Form im Sinne des 
Bundesdatenschutzgesetzes verwendet wer-
den. Die Anonymisierung muss sicherstellen, 
dass keinerlei Rückschlüsse auf die Person der 
Patientin oder des Patienten erfolgen können. 
Kann diese Anonymisierung nicht gewährleistet 
werden, ist die Weitergabe von Informationen 
nur mit vorausgegangener ausdrücklicher Ent-
bindung von der Schweigepflicht zulässig.

(7) Ton- und Bildaufnahmen psychotherapeu-
tischer Tätigkeit bedürfen der vorherigen Ein-
willigung der Patientin oder des Patienten. Ihre 
Verwendung unterliegt der Schweigepflicht. Die 
Patientin oder der Patient ist über das Recht zu 
informieren, eine Löschung zu verlangen.

(8) In allen Fällen der Unterrichtung Dritter nach 
den Absätzen (2) bis (7) hat sich die Psycho-
therapeutin oder der Psychotherapeut auf das 
im Einzelfall erforderliche Maß an Informationen 
zu beschränken.

§ 9 Dokumentations- und  
Aufbewahrungspflicht

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten sind verpflichtet, die psychotherapeutische 
Behandlung, Psychodiagnostik und Beratung 
zu dokumentieren. Diese Dokumentation muss 
mindestens Datum, anamnestische Daten, Di-
agnosen, Fallkonzeptualisierungen, psychothe-
rapeutische Maßnahmen sowie gegebenenfalls 
Ergebnisse psychometrischer Erhebungen ent-
halten.

(2) Die Dokumentationen nach Absatz 1 sind 
zehn Jahre nach Abschluss der Behandlung auf-
zubewahren, soweit sich nicht aus gesetzlichen 
Vorschriften eine längere Aufbewahrungsdauer 
ergibt.

§ 10 Datensicherheit

(1) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten haben in ihrem Verantwortungsbereich 
sicherzustellen, dass erhobene Daten und per-
sönliche Aufzeichnungen sicher verwahrt wer-
den und gegenüber Zugriffen unbefugter Dritter 
umfassend geschützt sind.

Berufsordnung der PTK NRW
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(2) Dies gilt auch für elektronisch gespeicherte 
Daten und Aufzeichnungen. Die jeweils aktuel-
len Sicherheitsstandards sind einzuhalten und 
die gesetzlich vorgeschriebenen Fristen sind zu 
beachten.

§ 11 Einsicht in Behandlungs
dokumentationen

(1) Patientinnen und Patienten ist auch nach 
Abschluss der Behandlung auf ihr Verlangen 
hin, Einsicht in die sie betreffenden Dokumen-
tationen zu gewähren, die nach § 9 Absatz 1 zu 
erstellen sind.

(2) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten können darüber hinaus die Einsicht 
ganz oder teilweise verweigern, wenn dies die 
Patientin oder den Patienten gesundheitlich ge-
fährden würde. Sie haben diese Entscheidung 
der Patientin oder dem Patienten angemessen 
zu erläutern.

§ 12 Umgang mit minderjährigen  
Patientinnen und Patienten

(1) Bei minderjährigen Patientinnen und Patien-
ten haben Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten ihre Entscheidung, eine psycho-
therapeutische Behandlung anzubieten, unter 
sorgfältiger Berücksichtigung der Einstellungen 
aller Beteiligten zu treffen. Sie haben allen Be-
teiligten gegenüber eine professionelle Haltung 
zu wahren.

(2) Einwilligungsfähig in eine psychotherapeu-
tische Behandlung ist ein Minderjähriger nur 
dann, wenn er über die behandlungsbezoge-
ne natürliche Einsichtsfähigkeit verfügt. Verfügt 
der Patient nicht über diese Einsichtsfähigkeit, 
sind die Psychotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten verpflichtet, sich der Einwilligung des 
oder der Sorgeberechtigten zu der Behandlung 
zu vergewissern. Bei Konflikten zwischen den 
Sorgeberechtigten und der Patientin oder dem 
Patienten ist die Psychotherapeutin oder der 
Psychotherapeut verpflichtet, insbesondere auf 
das Wohl der Patientin oder des Patienten zu 
achten.

(3) Können sich die Sorgeberechtigten nicht 
einigen, ist die Durchführung einer Behandlung 
mit der oder dem noch nicht einsichtsfähigen 
Patientin oder Patienten von einer gerichtlichen 
Entscheidung abhängig.

(4) Die Einwilligung der Sorgeberechtigten setzt 
deren umfassende Aufklärung entsprechend 
§ 7 voraus.

(5) Einsichtsfähige minderjährige Patientinnen 
und Patienten sind umfassend gemäß § 7 auf-
zuklären. Ihre Einwilligung in die Behandlung ist 
einzuholen.

(6) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten sind schweigepflichtig sowohl gegen-
über dem einsichtsfähigen Patientinnen und 
Patienten als auch gegebenenfalls gegenüber 
den am therapeutischen Prozess teilnehmen-
den Bezugspersonen hinsichtlich der von den 
jeweiligen Personen ihm anvertrauten Mitteilun-
gen. Es gelten die Ausnahmen entsprechend 
den Regelungen nach § 8.

§ 13 Umgang mit eingeschränkt einwilli-
gungsfähigen Patientinnen und Patienten

(1) Einwilligungsfähig in eine psychotherapeu-
tische Behandlung ist eine Patientin oder ein 
Patient, für den eine rechtliche Vertreterin oder 

ein rechtlicher Vertreter eingesetzt ist, nur dann, 
wenn sie oder er über die behandlungsbezoge-
ne natürliche Einsichtsfähigkeit verfügt.

(2) Verfügt die Patientin oder der Patient nicht 
über diese Einsichtsfähigkeit, hat die Psycho-
therapeutin oder der Psychotherapeut nach 
entsprechender Aufklärung die Einwilligung 
der rechtlichen Vertreterin oder des rechtlichen 
Vertreters einzuholen. Bei Konflikten zwischen 
gesetzlich eingesetzten Vertretern und Patien-
tinnen und Patienten ist die Psychotherapeutin 
oder der Psychotherapeut verpflichtet, insbe-
sondere auf das Wohl der Patientin oder des 
Patienten zu achten.

(3) Der gesetzlichen Betreuungssituation und 
den sich daraus ergebenden besonderen An-
forderungen an die Indikationsstellung und 
Durchführung der Behandlung ist Rechnung zu 
tragen.

§ 14 Honorierung und Abrechnung

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten haben auf eine angemessene Honorierung 
ihrer Leistungen zu achten. Das Honorar ist 
nach der Gebührenordnung für Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten (GOP) zu 
bemessen, soweit nicht gesetzlich etwas ande-
res bestimmt ist.

(2) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten dürfen die Sätze nach der GOP nicht 
in unlauterer Weise unterschreiten. In begrün-
deten Ausnahmefällen können sie Patientinnen 
und Patienten das Honorar ganz oder teilweise 
erlassen.

(3) Honorarfragen sind zu Beginn der Leistungs-
erbringung zu klären. Abweichungen von den 
gesetzlichen Gebühren (Honorarvereinbarun-
gen) sind schriftlich zu vereinbaren.

(4) Die Angemessenheit der Honorarforderung 
hat die Psychotherapeutin oder der Psychothe-
rapeut auf Anfrage gegenüber der Psychothera-
peutenkammer NRW zu begründen.

(5) Abrechnungen haben der Klarheit und 
Wahrheit zu entsprechen und den zeitlichen 
Ablauf der erbrachten Leistungen korrekt wie-
derzugeben.

§ 15 Fortbildungspflicht

Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten, die ihren Beruf ausüben, sind verpflichtet, 
entsprechend der Fortbildungsordnung der Psy-
chotherapeutenkammer NRW ihre beruflichen 
Fähigkeiten zu erhalten und weiterzuentwickeln. 
Sie müssen ihre Fortbildungsmaßnahmen auf 
Verlangen der Kammer nachweisen.

§ 16 Qualitätssicherung

(1) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten sind dafür verantwortlich, dass ihre 
Berufsausübung aktuellen Qualitätsanforderun-
gen entspricht. Hierzu haben sie angemessene 
qualitätssichernde Maßnahmen entsprechend 
den Richtlinien der Psychotherapeutenkammer 
NRW zu ergreifen.

(2) Dies schließt gegebenenfalls entsprechende 
Maßnahmen für Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter ein.

(3) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten müssen diese Maßnahmen gegenüber 
der Kammer nachweisen können.

§ 17 Verhalten gegenüber anderen  
Kammermitgliedern und Dritten

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten sind verpflichtet, ihren Berufskolleginnen 
und Berufskollegen und Angehörigen ande-
rer Heilberufe mit Respekt zu begegnen und 
Rücksicht auf deren berechtigte Interessen zu 
nehmen. Unsachliche Kritik an der Vorgehens-
weise oder dem beruflichen Wissen sowie he-
rabsetzende Äußerungen über deren Person 
sind zu unterlassen. Davon unberührt bleibt die 
Verpflichtung von Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten, in einem Gutachten oder 
in anderen fachlichen Stellungnahmen nach 
bestem Wissen ihre fachliche Überzeugung aus-
zusprechen, auch soweit es die Vorgehensweise 
von Kolleginnen oder Kollegen betrifft.

(2) Anfragen von Kolleginnen und Kollegen und 
Angehörigen anderer Heilberufe sind zeitnah 
unter Beachtung von § 8 zu beantworten.

(3) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten können sich in kollegialer Weise auf Vor-
schriften der Berufsordnung aufmerksam ma-
chen. Sie verletzen ihre Pflicht zur Kollegialität 
auch dann nicht, wenn sie bei Vorliegen eines 
begründeten Verdachts die Psychotherapeu-
tenkammer NRW auf einen möglichen Verstoß 
einer Kollegin oder eines Kollegen gegen die 
Berufsordnung hinweisen.

(4) Konflikte zwischen Kammermitgliedern un-
tereinander, zwischen Kammermitgliedern und 
Angehörigen anderer Berufe oder zwischen 
Kammermitgliedern und Patientinnen und Pati-
enten können im gegenseitigen Einvernehmen 
außergerichtlich durch die Psychotherapeuten-
kammer NRW geschlichtet werden.

§ 18 Delegation

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten können diagnostische Teilaufgaben sowie 
bei gegebener Indikation im Rahmen eines psy-
chotherapeutischen Gesamtbehandlungsplans 
standardisierte psychotherapeutische Teilaufga-
ben sowie behandlungsergänzende Maßnah-
men an Dritte delegieren, sofern diese über 
eine dafür geeignete Qualifikation verfügen und 
die Patientinnen und Patienten wirksam einge-
willigt haben.

(2) Die Gesamtverantwortung für die delegier-
ten Maßnahmen verbleibt bei der oder dem 
delegierenden Psychotherapeutin oder Psycho-
therapeuten.

(3) Im Falle der Delegation von Maßnahmen 
sind Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten zur regelmäßigen Kontrolle der delegier-
ten Leistungserbringung verpflichtet.

§ 19 Psychotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten als Arbeitgeber oder Vorgesetzte

(1) Beschäftigen Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten in ihrer Praxis, in Ambulan-
zen oder anderen Institutionen des Gesund-
heitswesens sowie in Ausbildungs- und For-
schungsinstituten oder anderen Einrichtungen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, so haben sie 
auf angemessene Arbeits- und Vergütungs-
bedingungen hinzuwirken und Verträge abzu-
schließen, welche der jeweiligen Tätigkeit ent-
sprechen.

(2) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten als Arbeitgeber oder Vorgesetzte dürfen 
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keine Weisungen erteilen, die mit dieser Berufs-
ordnung nicht vereinbar sind.

(3) Zeugnisse über Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter müssen grundsätzlich innerhalb von drei 
Monaten nach Antragstellung, bei Ausscheiden 
unverzüglich, ausgestellt werden.

Formen der Berufsausübung

§ 20 Ausübung psychotherapeutischer  
Tätigkeit in einer Niederlassung

(1) Die selbständige Ausübung psychotherapeu-
tischer Behandlungstätigkeit ist grundsätzlich an

die Niederlassung in einer Praxis gebunden, 
soweit nicht gesetzliche Vorschriften etwas an-
deres zulassen. Die Durchführung einzelner the-
rapeutischer Schritte kann auch außerhalb der 
Praxisräumlichkeiten stattfinden, soweit dies für 
die Behandlung notwendig ist und berufsrechtli-
che Belange nicht beeinträchtigt werden.

(2) Es ist zulässig, über den Praxissitz hinaus an 
bis zu zwei weiteren Orten psychotherapeutisch 
tätig zu sein. Dabei haben die Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten Vorkehrungen 
für eine ordnungsgemäße Versorgung an jedem 
Ort ihrer Tätigkeit zu treffen.

(3) Orte, Arten und Zeitpunkte der Aufnahme 
psychotherapeutischer Tätigkeiten und jede Ver-
änderung sind der Psychotherapeutenkammer 
NRW unverzüglich mitzuteilen.

(4) Bei längeren Abwesenheiten von der Praxis 
ist die Praxisinhaberin oder der Praxisinhaber 
verpflichtet, für eine geeignete Vertretung Sorge 
zu tragen.

(5) Die Beschäftigung von Psychologischen 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten, 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen 
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten, Ärztinnen und Ärzten oder Zahnärztinnen 
und Zahnärzten durch Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten setzt die Leitung der 
Praxis durch die niedergelassene Psychothera-
peutin oder den niedergelassenen Psychothe-
rapeuten voraus. Die Beschäftigung ist der Psy-
chotherapeutenkammer NRW anzuzeigen.

(6) Die Beschäftigung von Fachkräften, die die 
Praxisinhaberin oder den Praxisinhaber in ihrer 
oder seiner psychotherapeutischen Behand-
lungstätigkeit unterstützen bzw. von Vertreterin-
nen oder Vertretern, wenn die Vertretung ins-
gesamt länger als drei Monate innerhalb eines 
Zeitraumes von zwölf Monaten andauert, ist der 
Psychotherapeutenkammer NRW anzuzeigen.

§ 21 Zusammenschlüsse zu Berufsaus-
übungsgemeinschaften, zu Kooperationsge-
meinschaften und sonstigen Organisationen

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten dürfen sich im Rahmen der Vorgaben des 
Heilberufsgesetzes zu Berufsausübungsgemein-
schaften in allen rechtlich möglichen Formen 
mit anderen Angehörigen ihrer Berufsgruppe 
oder Angehörigen anderer Gesundheits- oder 
Beratungsberufe zusammenschließen.

(2) Bei Berufsausübungsgemeinschaften sind 
die Namen aller in der Gemeinschaft zusam-
mengeschlossenen Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten, der Angehörigen der ande-
ren Berufsgruppen, die zugehörigen Berufsbe-
zeichnungen, die Rechtsform und jeder Ort der 
Berufsausübung öffentlich anzukündigen.

(3) Darüber hinaus dürfen Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten sich an Koopera-
tionen beteiligen, deren Ziel ein bestimmter 
Versorgungsauftrag oder eine andere Form der 
Zusammenarbeit zur Patientenversorgung ist.

(4) Bei allen Formen von Zusammenschlüssen 
muss die freie Wahl der Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten durch die Patientinnen 
und Patienten gewährleistet und die eigenver-
antwortliche und selbstständige sowie nicht ge-
werbliche Berufsausübung gewahrt bleiben.

(5) Bei allen Formen von Zusammenschlüssen 
ist die Verarbeitung der Patientinnen- und Patien-
tendaten so zu organisieren, dass bei Auflösung 
des Zusammenschlusses eine Trennung der 
Datenbestände unter Wahrung der gesetzlichen 
Geheimhaltungspflichten, der Dokumentations- 
und Aufbewahrungspflichten, der schutzwür-
digen Belange der Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten sowie der schutzwürdigen 
Belange der betroffenen Patientinnen und Pa-
tienten möglich ist.

(6) Eine Beteiligung von Kammermitgliedern 
an privatrechtlichen Organisationen, die miss-
bräuchlich die eigenverantwortliche Berufsaus-
übung einschränken, Überweisungen an Leis-
tungserbringer und außerhalb der Organisation 
ausschließen oder in anderer Weise die Beach-
tung der Berufspflichten der Kammermitglieder 
beschränken, ist unzulässig.

(7) Alle Zusammenschlüsse nach den Absätzen 
1 bis 3 sowie deren Änderungen sind der Psy-
chotherapeutenkammer NRW anzuzeigen. Ko-
operationsverträge nach den Absätzen 1 bis 3 
sind auf Verlangen der Kammer vorzulegen.

§ 22 Anforderungen an die Praxen

(1) Praxen von Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten müssen den besonderen 
Anforderungen der psychotherapeutischen Be-
handlung genügen. Präsenz und Erreichbarkeit 
sind zu gewährleisten. Die besonderen Belan-
ge behinderter Menschen sollen berücksichtigt 
werden.

(2) Anfragen von Patientinnen und Patienten, 
die sich in laufender Behandlung befinden, 
müssen zeitnah, in Notfällen unverzüglich be-
antwortet werden, sofern dem nicht besondere 
Gründe entgegenstehen. Bei Verhinderung der 
Psychotherapeutin oder des Psychotherapeuten 
sind der Patientin oder dem Patienten alternati-
ve Kontaktmöglichkeiten mitzuteilen.

(3) Räumlichkeiten, in denen Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten ihren Beruf 
ausüben, müssen von ihrem privaten Lebens-
bereich getrennt sein.

(4) Die Anforderungen nach den Absätzen 1 
bis 3 gelten für alle Orte psychotherapeutischer 
Tätigkeit entsprechend.

§ 23 Informationen über Praxen und  
werbende Darstellung

(1) Die Ausübung von Psychotherapie in einer 
Niederlassung muss durch ein Schild angezeigt 
werden, das die für eine Inanspruchnahme 
durch Patientinnen und Patienten notwendigen 
Informationen enthält.

(2) Die Verwendung anderer Bezeichnungen 
als „Praxis“ bedarf der Genehmigung durch die 
Psychotherapeutenkammer NRW.

(3) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten dürfen auf ihre berufliche Tätigkeit werbend 
hinweisen. Die Werbung muss sich in Form und 
Inhalt auf die sachliche Vermittlung des beruf-
lichen Angebots beschränken. Insbesondere 
anpreisende, irreführende oder vergleichende 
Werbung ist unzulässig. Dies gilt auch für die 
Darstellung auf Praxisschildern. Werbeverbote 
auf Grund anderer gesetzlicher Bestimmungen 
bleiben unberührt.

(4) Eine Internetpräsenz muss den gesetzlichen 
Bestimmungen, insbesondere den Vorschriften 
des Telemediengesetzes (TMG) entsprechen.

(5) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten dürfen sich in Verzeichnisse eintragen 
lassen, wenn diese folgenden Anforderungen 
gerecht werden:

• 	 sie müssen allen Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten, welche die Kriterien des 
Verzeichnisses erfüllen, zu denselben Bedin-
gungen mit einem kostenfreien Grundeintrag 
offen stehen,

• 	 die Eintragungen müssen sich auf die ankün-
digungsfähigen Informationen beschränken 
und

•	 die Systematik muss zwischen den erworbe-
nen Qualifikationen einerseits und Tätigkeits-
schwerpunkten andererseits unterscheiden.

§ 24 Aufgabe der Praxis

(1) Die Praxisinhaberin oder der Praxisinhaber 
hat rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, dass bei 
der Beendigung ihrer oder seiner Tätigkeit, bei 
der Auflösung oder der Veräußerung der Pra-
xis – auch für den Todesfall – die Regeln der 
Datensicherheit gem. § 10 eingehalten werden. 
Die Beendigung der Praxistätigkeit ist der Kam-
mer mitzuteilen.

(2) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten können Patientenunterlagen bei Aufgabe 
oder Übergabe der Praxis grundsätzlich nur mit 
schriftlicher Einwilligungserklärung der betroffe-
nen Patientinnen und Patienten an die Praxis-
nachfolgerin oder den Praxisnachfolger überge-
ben. Soweit eine Einwilligung der Patientin oder 
des Patienten nicht vorliegt, hat die bisherige 
Praxisinhaberin oder der bisherige Praxisinhaber 
für eine ordnungsgemäße Aufbewahrung und 
Sicherung der Unterlagen nach §  9 Absatz 2 
und § 10 Sorge zu tragen.

(3) Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten haben dafür Sorge zu tragen, dass bei 
Praxis-übergabe und im Falle eigenen Unver-
mögens (Krankheit, Tod) ihre Dokumentatio-
nen sicher verwahrt und nach Ablauf der Auf-
bewahrungszeit (§ 9 Absatz 2) unter Beachtung 
der Grundsätze der Datenschutzbestimmungen 
vernichtet werden.

(4) Ist eine Aufbewahrung bei der bisherigen 
Praxisinhaberin oder dem bisherigen Praxisinha-
ber nicht möglich, kann diese Aufgabe an die 
Praxisnachfolgerin oder den Praxisnachfolger 
übertragen werden, wenn diese oder dieser die 
Unterlagen getrennt von den eigenen Unterla-
gen unter Verschluss hält.

§ 25 Ausübung des Berufs in einem 
Beschäftigungsverhältnis

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten in einem privaten oder öffentlich-rechtlichen 
Beschäftigungsverhältnis dürfen nur Weisungen 
befolgen, die mit dieser Berufsordnung verein-
bar
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sind und deren Befolgung sie selbst verantwor-
ten können.

(2) Sie dürfen in Bezug auf fachliche Angele-
genheiten ihrer Berufsausübung Weisungen 
von Vorgesetzten nur dann befolgen, wenn die-
se über entsprechende psychotherapeutische 
Qualifikationen verfügen.

(3) Psychotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten als Dienstvorgesetzte dürfen keine 
Weisungen erteilen, die mit der Berufsordnung 
unvereinbar sind. Sie haben bei der Gestaltung 
beruflicher Rahmenbedingungen darauf hinzu-
wirken, dass diese der weisungsgebundenen 
Berufskollegin oder dem weisungsgebundenen 
Berufskollegen die Einhaltung ihrer oder seiner 
Berufspflichten ermöglichen.

(4) Üben Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten ihren Beruf in einem Beschäfti-
gungsverhältnis und zugleich selbständig in ei-
ner Praxis aus, haben sie Interessenkonflikte, die 
sich hierbei ergeben könnten, unter vorrangiger 
Berücksichtigung des Patientenwohls zu lösen.

§ 26 Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten als Lehrende, Ausbilderinnen 

und Ausbilder und Lehrtherapeutinnen und 
Lehrtherapeuten sowie als Supervisorinnen 

und Supervisoren

(1) In der Ausbildung tätige Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten dürfen Abhängig-
keiten nicht zur Befriedigung eigener Bedürf-
nisse und Interessen ausnutzen oder Vorteile 
daraus ziehen. Die Regelungen zur Abstinenz 
(§ 6 Abs. 1, 3, 5) gelten entsprechend.

(2) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten dürfen keine Prüfungen bei Ausbildungsteil-
nehmerinnen und -teilnehmern abnehmen, die 
bei ihnen in Selbsterfahrung oder Lehrtherapie 
sind oder waren.

(3) Die Ausbildungsbedingungen müssen für 
alle Betroffenen transparent und durch schrift-
lichen Vertrag festgelegt sein.

(4) Auszubildende sind auf ihren späteren Beruf 
hin angemessen auszubilden.

§ 27 Psychotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten als Gutachterinnen und Gutachter

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten dürfen sich als Gutachter betätigen, soweit 
ihre Fachkenntnisse und ihre beruflichen Erfah-
rungen ausreichen, um die zu untersuchende 
Fragestellung nach bestem Wissen und Gewis-
sen beantworten zu können.

(2) Gutachten sind den fachlichen Standards 
entsprechend innerhalb angemessener Frist zu 
erstellen und dürfen keine Gefälligkeitsaussa-
gen enthalten.

(3) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten haben vor Übernahme eines Gutachtenauf-
trags ihre gutachterliche Rolle zu verdeutlichen 
und von einer psychotherapeutischen Behand-
lungstätigkeit klar abzugrenzen.

(4) Ein Auftrag zur Begutachtung eigener Pa-
tientinnen und Patienten im Rahmen eines 
Gerichtsverfahrens ist in der Regel abzulehnen. 
Eine Stellungnahme ist dann möglich, wenn die 
Patientin oder der Patient auf die Risiken einer 
möglichen Aussage der Psychotherapeutin oder 
des Psychotherapeuten in geeigneter Weise hin-
gewiesen wurde und wenn er die Psychothera-
peutin oder den Psychotherapeuten diesbezüg-
lich von der Schweigepflicht entbunden hat. Im 
Falle einer Entbindung von der Schweigepflicht 
ist die Psychotherapeutin oder der Psychothe-
rapeut gem. § 53 Abs. 2 StPO verpflichtet, als 
Zeugin oder Zeuge vor Gericht auszusagen.

§ 28 Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten in der Forschung

(1) Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten haben bei der Planung und Durchführung 
von Studien und Forschungsprojekten die in der 
Deklaration von Helsinki niedergelegten ethi-
schen Grundsätze zu beachten.

(2) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind 
vor Beginn von Psychotherapiestudien sorgfältig 
über deren Inhalte, Rahmenbedingungen und 
mögliche Belastungen sowie Risiken aufzuklä-
ren. Diese Information und die Zustimmung zur 
Teilnahme an der Studie müssen vor Beginn der 
Durchführung schriftlich niedergelegt sein.

(3) Sofern Behandlungen im Rahmen eines For-
schungsvorhabens nicht abgeschlossen werden 
können, ist dafür Sorge zu tragen, dass Weiter-
behandlungsmöglichkeiten zur Verfügung ste-
hen oder vermittelt werden können.

(4) Bei der Veröffentlichung von Forschungs-
ergebnissen haben Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten Auftraggeberinnen und Auf-
traggeber und Geldgeberinnen und Geldgeber 
der Forschung zu nennen.

Schlussbestimmungen

§ 29 Pflichten gegenüber der  
Psychotherapeutenkammer NRW

Die Mitglieder der Psychotherapeutenkammer 
NRW sind dieser gegenüber zur Erfüllung aller 
Aufgaben verpflichtet, die sich aus Gesetzen, 
Rechtsverordnungen, Verträgen, Richtlinien und 
Satzungsnormen ergeben. Die Mitglieder sind 
ferner verpflichtet, der Kammer unverzüglich 
nach Aufforderung alle Auskünfte zu erteilen 
und die erforderlichen Unterlagen vorzulegen, 
welche diese zur Durchführung ihrer Aufgaben 
benötigt.

§ 30 Ahnden von Verstößen

(1) Schuldhafte, d. h. vorsätzliche und fahrläs-
sige Verstöße gegen die Bestimmungen dieser 
Berufsordnung können berufsrechtliche Verfah-
ren nach dem Heilberufsgesetz nach sich zie-
hen.

(2) Ein außerhalb des Berufs liegendes Verhal-
ten einer Psychotherapeutin oder eines Psycho-
therapeuten kann dann eine berufsrechtlich zu 
ahndende Pflichtverletzung sein, wenn es nach 
den Umständen des Einzelfalles in besonderem 
Maße geeignet ist, Achtung und Vertrauen in ei-
ner für die Ausübung oder das Ansehen dieses 
Berufes bedeutsamen Weise zu beeinträchti-
gen.

§ 31 Geltungsbereich

(1) Diese Berufsordnung gilt für alle Mitglieder 
der Psychotherapeutenkammer NRW und für 
alle Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten, die in Nordrhein-Westfalen ihren Beruf 
ausüben, mit Ausnahme derjenigen, die bei der 
Aufsichtsbehörde beschäftigt sind.

(2) Sie gilt auch für Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten, die in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union niederge-
lassen sind oder dort ihren Beruf ausüben und 
vorübergehend im Geltungsbereich dieser Be-
rufsordnung grenzüberschreitend tätig werden.

§ 32 In-Kraft-Treten

Diese Berufsordnung trat am Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen zum 5. August 2008 in 
Kraft. Sie ist auch im offiziellen Mitteilungsor-
gan der Kammer zu veröffentlichen. Gleichzeitig 
mit In-Kraft-Treten dieser Berufsordnung tritt die 
Berufsordnung der Psychotherapeutenkammer 
NRW vom 12.11.2004 (SMBl. NRW. 21222) au-
ßer Kraft.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 09. Juni 2008

Ministerium

für Arbeit, Gesundheit und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

– III C2 – 0810.103 –

Im Auftrag

( Godry )

Die vorstehende Berufsordnung wird hiermit 
ausgefertigt.

Düsseldorf, den 13. Juni 2008

Monika Konitzer 
Präsidentin

Berufsordnung der PTK NRW



7Einhefter für Nordrhein-Westfalen im Psychotherapeutenjournal 3/2008 vom 19. September 2008

Änderung der 
Weiterbildungsordnung der Psychotherapeutenkammer NRW

vom 25. April 2008

Artikel I

Die Weiterbildungsordnung der Psychothera-
peutenkammer NRW vom 16. Dezember 2006 
(MBl. NRW. 2007 S. 406) wird wie folgt geän-
dert:

1. § 3 Abs. 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) Eine Weiterbildung, die unter der Leitung 
einer von einer anderen Psychotherapeuten-
kammer befugten Psychotherapeutin oder eines 
von einer anderen Psychotherapeutenkammer 
befugten Psychotherapeuten oder/und in einer 
von einer anderen Psychotherapeutenkammer 
anerkannten Weiterbildungsstätte durchgeführt, 
jedoch noch nicht abgeschlossen wurde, kann 
angerechnet werden, wenn die Weiterbildung 
den Anforderungen dieser Weiterbildungsord-
nung genügt.“

2. § 16 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Eine Weiterbildung im Ausland außerhalb 
eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union 

oder eines anderen Vertragsstaates des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder eines Vertragsstaates, dem Deutsch-
land und die Europäische Gemeinschaft oder 
Deutschland und die Europäische Union ver-
traglich einen entsprechenden Rechtsanspruch 
eingeräumt haben (europäische Staaten), kann 
ganz oder teilweise angerechnet werden, wenn 
die Weiterbildung gleichwertig ist. Gleiches gilt 
für die Weiterbildung in einem europäischen 
Staat, wenn sie von einer Psychotherapeutin 
oder einem Psychotherapeuten abgeleistet wur-
de, die oder der nicht Staatsangehörige eines 
europäischen Staates ist.“

Artikel II

Diese Änderung dieser Weiterbildungsordnung 
trat am Tag nach der Veröffentlichung im Minis-
terialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen zum 
5. August 2008 in Kraft.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 09. Juni 2008

Änderung der Weiterbildungsordnung der PTK NRW

Ministerium

für Arbeit, Gesundheit und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

– III C 2 – 0810.107 –

Im Auftrag

( Godry )

Die vorstehende Änderung der Weiterbildungs-
ordnung wird hiermit ausgefertigt.

Düsseldorf, den 13. Juni 2008

Monika Konitzer

Präsidentin
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Versorgungswerk der Psychotherapeutenkammer

Nordrhein-Westfalen

Körperschaft des öffentlichen Rechts

PTV

Die Kammerversammlung der Psychothera-
peutenkammer Nordrhein-Westfalen hat die 
Novellierung des Heilberufsgesetzes NRW zum 
Anlass genommen und auf ihrer Sitzung am 
25.  April 2008 einstimmig die notwendigen 
Satzungsänderungen für eine Umsetzung der 
Teilrechtsfähigkeit beschlossen. Das Finanzmi-
nisterium NRW hat die 3. Satzungsänderung 
am 14.05.2008 genehmigt, die nach Veröffent-
lichung im Internet bzw. im Psychotherapeuten-
journal in Kraft tritt. Die Teilrechtsfähigkeit hat 
zur Folge, dass das Versorgungswerk der Psy-
chotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen 
sein Vermögen in eigener Rechtsträgerschaft 
verwaltet und unmittelbar Rechte und Pflichten 
ausübt. Gerichtlich und außergerichtlich wird 
das Versorgungswerk nunmehr von dem Vorsit-
zenden des Verwaltungsrates, Herrn Dipl.-Soz. 
Arb. Karl-Wilhelm Hofmann, vertreten. Als Stell-
vertreterin wurde Frau Dipl.-Psychologin Ingrid 
Roelle gewählt.

Die 3. Satzungsänderung ist zum Zweck der Ver-
öffentlichung nachfolgend abgedruckt.

I. Satzungsänderung:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

In Absatz 2 wird der Verweis auf „§ 6 Abs. 1 
Nr.  10 des Heilberufsgesetzes“ durch den 
Verweis auf „§  6a des Heilberufsgesetzes“ 
ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Nr. 1 wird gestrichen und die enu-
merative Aufzählung mit den Ziffern „2“, 
„3“, „4“ und „5“ durch die Ziffern „1“, „2“, 
„3“ und „4“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 wird gestrichen und die Absatz-
nummerierung des alten Absatzes 1 aufge-
hoben.

3. § 3a wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 5 Nr. 1 wird wie folgt neu gefasst:

„1. die Änderungen der Satzung des Versor-
gungswerks,“

b)	 Absatz 6 wird wie folgt neu gefasst:

„Beschlüsse der Vertreterversammlung zu 
Abs. 5 Nr. 1 bedürfen der Genehmigung der 
Versicherungsaufsichtsbehörde.“

3. Satzungsänderung Versorgungswerk der PTK NRW

Dritte Satzungsänderung des Versorgungswerkes 
der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen

gem. Beschluss der Kammerversammlung vom 25. April 2008

4. § 5 wird wie folgt geändert:

In Absatz 2 werden die Worte „Die Präsidentin 
oder der Präsident der Psychotherapeuten-
kammer“ durch die Worte „Die oder der Vor-
sitzende des Verwaltungsrates“ ersetzt.

Die Satzungsänderungen treten am Tage nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Genehmigt

Düsseldorf, den 14. Mai 2008

Finanzministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen

im Auftrag

Friedhelm Stucke

Ausgefertigt

Düsseldorf, den 23. Mai 2008

Versorgungswerk der Psychotherapeuten-
kammer Nordrhein-Westfalen

Monika Konitzer

Präsidentin der Psychotherapeutenkammer 
Nordrhein-Westfalen


